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TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 
 

Artikel I 
Änderungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs 

Überschrift vor § 137b 
Mutterschaft 

 Überschrift vor § 137b 
Abstammung 

Überschrift vor § 138 
Vermutung der Ehelichkeit 

 Überschrift vor § 138 
entfällt 

§ 138. (1) Wird ein Kind nach der Eheschließung und vor Schei-
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe seiner Mutter ge-
boren, so wird vermutet, dass es ehelich ist. Gleiches gilt, wenn 
das Kind vor Ablauf des 300. Tages nach dem Tod des Eheman-
nes der Mutter geboren wird. Diese Vermutung kann, vorbehaltlich 
des § 163e, nur durch eine gerichtliche Entscheidung widerlegt 
werden, mit der festgestellt wird, dass das Kind nicht vom Ehe-
mann der Mutter abstammt. 
(2) Träfe die Vermutung des Abs. 1 auch auf einen Mann zu, mit 
dem die Mutter nach Eingehung, Auflösung oder Nichtigerklärung 
ihrer Ehe eine weitere Ehe geschlossen hat, so gilt sie nur für die-
sen Mann. Wird die diesbezügliche Abstammung des Kindes mit 
Erfolg bestritten, so gilt die Vermutung mit dem Eintritt der Rechts-
kraft der Entscheidung für den ersten Ehemann; frühestens mit 
diesem Zeitpunkt beginnt für ihn die Frist zur Bestreitung der Ehe-
lichkeit. 

 § 138. (1) Vater des Kindes ist der Mann, 
1. der mit der Mutter im Zeitpunkt der Geburt des Kindes verhei-
ratet ist, 
2. der die Vaterschaft anerkannt hat oder 
3. dessen Vaterschaft gerichtlich festgestellt ist. 
(2) Ist die Ehe der Mutter vor der Geburt des Kindes durch den 
Tod des Ehemannes aufgelöst worden, so ist dieser der Vater, 
wenn das Kind innerhalb von 300 Tagen nach dem Tod geboren 
wird. Hat die Mutter inzwischen eine weitere Ehe mit einem an-
deren Mann geschlossen, so ist dieser der Vater des Kindes, 
wenn das Kind während der Ehe oder vor Ablauf von 300 Tagen 
nach dem Tod dieses Mannes geboren wird; wird festgestellt, 
dass das Kind nicht von diesem abstammt, so ist der frühere 
Ehemann der Vater des Kindes.  

 
 

 § 138a. (1) Die nach diesem Gesetzbuch begründete Abstam-
mung und deren Änderung sowie die Feststellung der Nichtab-
stammung wirken gegenüber jedermann. 
 (2) Nach dem Tod der betroffenen Person können die Feststel-
lung der Abstammung, deren Änderung oder die Feststellung 
der Nichtabstammung von den Rechtsnachfolgern oder gegen 
diese begehrt werden. 
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  § 138b. (1) Ehelich ist ein Kind, das während der Ehe der Mutter 
oder vor Ablauf von 300 Tagen nach dem Tod des Ehemanns 
der Mutter geboren ist oder das legitimiert ist; sonst ist das Kind 
unehelich. 
 (2) Wird die Ehe der Eltern für nichtig erklärt,  so bleibt das Kind 
ehelich.  

   § 138c. (1) Ist ein Kind innerhalb von 300 Tagen nach Schei-
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe geboren, so ist 
es ehelich, wenn der frühere Ehemann der Mutter die Vater-
schaft anerkennt oder das Gericht auf Antrag des Kindes oder 
des früheren Ehemanns der Mutter feststellt, dass das Kind von 
diesem abstammt. 
 (2) Ist das Kind nach Ablauf von 300 Tagen nach Auflösung o-
der Nichtigerklärung der Ehe geboren, so hat das Gericht auf 
Antrag des Kindes oder des früheren Ehemanns der Mutter die 
eheliche Abstammung festzustellen, wenn bewiesen ist, dass 
das Kind während der Ehe vom Ehemann der Mutter oder durch 
eine medizinisch unterstützte Fortpflanzung mit dem Samen des 
Ehemanns oder, sofern der Ehemann dem in Form eines ge-
richtlichen Protokolls oder eines Notariatsakts zugestimmt hat, 
mit dem Samen eines Dritten gezeugt wurde. 
(3) Steht in den Fällen der Abs. 1 und 2 bereits die Vaterschaft 
eines anderen Mannes fest, so sind die §§ 163b und 163e Abs. 
2 bis 4 anzuwenden. 
(4) Für Kinder, die nach den vorstehenden Absätzen die 
Rechtsstellung eines ehelichen Kindes erlangen, gelten der § 
161 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 162 a bis 162 d entsprechend. 
Hinsichtlich der Obsorge gilt § 166 erster Satz, doch können die 
Eltern dem Gericht eine Vereinbarung über die Betrauung mit 
der Obsorge nach § 177 vorlegen; § 177a Abs. 2 gilt entspre-
chend.  

  § 138d. (1) Einsichts- und urteilsfähige Personen können, wenn 
sie nicht eigenberechtigt sind, in Angelegenheiten ihrer Ab-
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stammung und der Abstammung von ihnen rechtswirksam han-
deln, sofern ihr gesetzlicher Vertreter zustimmt. Handelt in ei-
nem solchen Fall der gesetzliche Vertreter, so bedarf er der 
Einwilligung der einsichts- und urteilsfähigen Person. Im Zweifel 
wird das Vorliegen der Einsichts- und Urteilsfähigkeit bei mündi-
gen Minderjährigen vermutet. 
 (2) Der gesetzliche Vertreter hat sich vom Wohl des Vertretenen 
leiten zu lassen. Seine Vertretungshandlungen in Angelegenhei-
ten der Abstammung bedürfen nicht der Genehmigung des Ge-
richtes. 

                      Vermutung der Unehelichkeit 
§ 155. Wird ein Kind nach Scheidung, Aufhebung oder Nichtiger-
klärung der Ehe seiner Mutter geboren, so wird vermutet, dass es 
unehelich ist; Gleiches gilt, wenn das Kind nach Ablauf des 300. 
Tages nach dem Tod des Ehemannes der Mutter geboren wird. 
Diese Vermutung kann nur durch eine gerichtliche Entscheidung 
widerlegt werden, mit der festgestellt wird, daß das Kind vom frühe-
ren Ehemann der Mutter abstammt; hiefür ist zu beweisen, daß 
während der Ehe das Kind vom Ehemann gezeugt oder die 
Schwangerschaft mit dem Samen des Ehemanns oder, sofern der 
Ehemann in Form eines gerichtlichen Protokolls oder eines Notari-
atsakts zugestimmt hat, mit dem Samen eines Dritten durch eine 
medizinisch unterstützte Fortpflanzung herbeigeführt worden ist. 

  
§ 155 wird samt der Überschrift aufgehoben. 

 
Die Überschrift zu den §§ 156 bis 158 lautet: 

Feststellung der Nichtabstammung 

Bestreitung der Ehelichkeit 
§ 156. (1) Der Ehemann der Mutter kann die Ehelichkeit des Kin-
des binnen Jahresfrist bestreiten. 
(2) Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Mann Kenntnis 
von den Umständen erlangt, die für die Unehelichkeit des Kindes 
sprechen. Sie beginnt frühestens mit der Geburt des Kindes. 
(3) Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange der Mann innerhalb der 
letzten sechs Monate der Frist durch ein unvorhergesehenes oder 
unabwendbares Ereignis an der Bestreitung gehindert ist. 

  
§ 156. (1) Stammt ein Kind, das während der Ehe der Mutter 
oder vor Ablauf von 300 Tagen nach dem Tod des Ehemanns 
der Mutter geboren ist, nicht von diesem ab, so hat das Gericht 
dies auf Antrag festzustellen.  
 (2) Der Antrag kann vom Kind gegen den Mann und von diesem 
gegen das Kind gestellt werden. 
 

§ 156a. Hat der Ehemann der Mutter einer medizinischunterstütz-  § 156a wird aufgehoben 
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ten Fortpflanzung mit dem Samen eines Dritten in Form eines ge-
richtlichen Protokolls oder Notariatsakts zugestimmt, so kann die 
Ehelichkeit des mit dem Samen des Dritten gezeugten Kindes nicht 
bestritten werden. 
§ 157. (1) Die Bestreitung der Ehelichkeit durch den Ehemann der 
Mutter ist, abgesehen vom Fall des Abs. 2, ein höchstpersönliches 
Recht des Mannes. Ist der Mann minderjährig, so bedarf er nicht 
der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. 
(2) Ist dem Mann ein Sachwalter nach § 273 bestellt worden und 
gehört zu den von ihm zu besorgenden Angelegenheiten die 
Bestreitung der Ehelichkeit, so steht das Recht der Bestreitung 
dem Sachwalter allein zu; er bedarf hierzu der gerichtlichen Ge-
nehmigung. Ist dem Mann ein solcher Sachwalter nicht bestellt, 
obwohl die Voraussetzungen vorliegen, so endet die Frist für die 
Bestreitung nicht vor dem Ablauf von sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, von dem ab der Mann die Ehelichkeit selbst bestreiten 
kann oder in dem ihm ein Sachwalter bestellt wird. Hat der Sach-
walter die Ehelichkeit nicht rechtzeitig bestritten, so kann der Mann 
nach Beendigung der Sachwalterschaft selbst bestreiten; mit dem 
Zeitpunkt der Beendigung der Sachwalterschaft beginnt die Frist 
neu zu laufen. 

 § 157. Hat der Ehemann der Mutter einer medizinisch unter-
stützten Fortpflanzung mit dem Samen eines Dritten in Form ei-
nes gerichtlichen Protokolls oder eines Notariatsakts zuge-
stimmt, so kann nicht die Feststellung begehrt werden, dass das 
mit dem Samen des Dritten gezeugte Kind nicht vom Ehemann 
der Mutter abstammt. 
 

§ 158. Hat der Mann die Ehelichkeit eines Kindes nicht innerhalb 
eines Jahres seit der Geburt bestritten, oder ist er gestorben oder 
ist sein Aufenthalt unbekannt, so kann der Staatsanwalt die Ehe-
lichkeit bestreiten, wenn er dies im öffentlichen Interesse oder im 
Interesse des Kindes oder seiner Nachkommenschaft für geboten 
erachtet. 
 

 § 158. (1) Ein Antrag auf Feststellung, dass das Kind nicht vom 
Ehemann der Mutter abstammt, kann längstens bis zum Ablauf 
von zwei Jahren ab Kenntnis der hiefür sprechenden Umstände 
gestellt werden. Diese Frist beginnt frühestens mit der Geburt 
des Kindes, im Fall einer Änderung der Abstammung frühestens 
mit der Wirksamkeit der Änderung. Ein Antrag ist nicht zulässig, 
solange die Abstammung des Kindes von einem anderen Mann 
feststeht. 
 (2) Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange die antragsberech-
tigte Person nicht eigenberechtigt ist oder innerhalb des letzten 
Jahres der Frist durch ein unvorhergesehenes oder unabwend-
bares Ereignis an der Antragstellung gehindert ist. 
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 (3) Später als 30 Jahre nach der Geburt des Kindes oder nach 
einer Änderung der Abstammung kann nur das Kind die Fest-
stellung der Nichtabstammung begehren. 

§ 159. (1) Die Bestreitung der Ehelichkeit erfolgt bei Lebzeiten des 
Kindes durch Erhebung der Klage. Die Klage ist gegen das Kind zu
richten. Wird sie zurückgenommen, so ist die Bestreitung als nicht 
erfolgt anzusehen. 
(2) Nach dem Tode des Kindes kann nur der Staatsanwalt die Ehe-
lichkeit bestreiten. Die Bestreitung erfolgt durch Antrag auf Feststel-
lung der Unehelichkeit. Über den Antrag entscheidet das Pfleg-
schaftsgericht. 

  
§ 159 wird aufgehoben 

§ 161. (1) Ist die Vaterschaft zum Kind festgestellt (§ 163b) und 
schließen Vater und Mutter des Kindes die Ehe, so wird das Kind 
zum Zeitpunkt der Eheschließung seiner Eltern ehelich. 
(2) unverändert 
(3) Die Wirkungen der Legitimation treten nur auf Grund einer ge-
richtlichen Entscheidung außer Kraft, die in einem für die Beseiti-
gung der Feststellung der Vaterschaft vorgesehenen Verfahren er-
geht. 

 § 161. (1) Ist die Vaterschaft zum Kind festgestellt und schließen 
Vater und Mutter des Kindes die Ehe, so wird das Kind zum 
Zeitpunkt der Eheschließung seiner Eltern ehelich. 
(2) unverändert 
(3) Die Wirkungen der Legitimation treten nur auf Grund eines 
Anerkenntnisses nach § 163e Abs. 2 oder einer gerichtlichen 
Entscheidung außer Kraft, die in einem für die Beseitigung der 
Feststellung der Abstammung vorgesehenen Verfahren ergeht. 

  Überschrift vor den §§ 163 bis 168 
Rechtsverhältnisse zwischen unehelichen Kindern und ihren El-

tern 
Überschrift vor den §§ 163 bis 164d 

Vaterschaft zu einem unehelichen Kinde 
 Überschrift vor §§ 163 bis 164 

Feststellung der Vaterschaft 
§ 163. (1) Hat ein Mann der Mutter eines unehelichen Kindes in-
nerhalb eines Zeitraums von nicht mehr als 300 und nicht weniger 
als 180 Tagen vor der Entbindung beigewohnt, so wird vermutet, 
daß er das Kind gezeugt hat. Ist an der Mutter eine medizinisch un-
terstützte Fortpflanzung innerhalb dieses Zeitraumes durchgeführt 
worden, so wird vermutet, daß der Mann dessen Samen verwendet 
worden ist, der Vater des Kindes ist. 
(2) Der Mann, auf den eine Vermutung nach Abs. 1 zutrifft, kann 
sie durch den Beweis einer solchen Unwahrscheinlichkeit der Va-

 § 163. (1) Als Vater hat das Gericht den Mann festzustellen, der 
das Kind gezeugt hat. Der Antrag kann vom Kind gegen den 
Mann oder von diesem gegen das Kind gestellt werden. 
(2) Auf Antrag des Kindes kann der Mann als Vater festgestellt 
werden, welcher der Mutter innerhalb von nicht mehr als 300 
und nicht weniger als 180 Tagen vor der Geburt beigewohnt hat, 
es sei denn, er weist nach, dass das Kind nicht von ihm ab-
stammt. Eine solche Feststellung ist nach Ablauf von zwei Jah-
ren nach dem Tod des Mannes nicht mehr möglich, es sei denn 
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terschaft entkräften, die unter Würdigung aller Umstände gegen die 
Annahme spricht, daß er das Kind gezeugt hat; weiters durch den 
Beweis, dass seine Vaterschaft unwahrscheinlicher als die eines 
anderen Mannes ist, für den eine Vermutung nach Abs. 1 gleich-
falls gilt. 
(3) Ist an der Mutter eine medizinisch unterstützte Fortpflanzung mit 
dem Samen eines Dritten durchgeführt worden, so wird vermutet, 
daß der Mann, der dieser medizinisch unterstützten Fortpflanzung 
in Form eines gerichtlichen Protokolls oder eines Notariatsakts zu-
gestimmt hat, der Vater des Kindes ist, es sei denn, er weist nach, 
daß das Kind nicht durch diese medizinisch unterstützte Fortpflan-
zung gezeugt worden ist. 
(4) Ein Dritter, dessen Samen für eine medizinisch unterstützte 
Fortpflanzung verwendet wird, kann nicht als Vater des mit seinem 
Samen gezeugten Kindes festgestellt werden. 
 

das Kind weist nach, dass ihm der Beweis nach Abs. 1 aus 
Gründen auf Seiten des Mannes nicht gelingt.  
 (3) Ist an der Mutter innerhalb der im Abs. 2 genannten Frist ei-
ne medizinisch unterstützte Fortpflanzung mit dem Samen eines 
Dritten durchgeführt worden, so ist als Vater der Mann festzu-
stellen, der dieser medizinisch unterstützten Fortpflanzung in 
Form eines gerichtlichen Protokolls oder eines Notariatsakts zu-
gestimmt hat, es sei denn, er weist nach, dass das Kind nicht 
durch diese medizinisch unterstützte Fortpflanzung gezeugt 
worden ist.  
(4) Ein Dritter, dessen Samen für eine medizinisch unterstützte 
Fortpflanzung verwendet wird, kann nicht als Vater des mit sei-
nem Samen gezeugten Kindes festgestellt werden. Dritter ist, 
wer seinen Samen einer für medizinisch unterstützte Fortpflan-
zungen zugelassenen Krankenanstalt mit dem Willen überlässt, 
nicht selbst als Vater eines mit diesem Samen gezeugten Kin-
des festgestellt zu werden.  

§ 163b. Die Vaterschaft wird durch Urteil oder durch Anerkenntnis 
festgestellt. Die Feststellung der Vaterschaft wirkt gegenüber je-
dermann. 
 

 § 163b. Das Kind kann die Feststellung seiner Abstammung 
auch beantragen, wenn die Vaterschaft eines anderen Mannes 
bereits feststeht. In einem solchen Fall hat die Feststellung der 
Abstammung die vom Gericht auszusprechende Wirkung, dass 
das Kind nicht vom anderen Mann abstammt. 

§ 163c. (1) unverändert 
(2) unverändert 
(3) Handlungsunfähige können die Vaterschaft nicht anerkennen. 
Der beschränkt handlungsfähige Anerkennende hat sein Aner-
kenntnis selbst zu erklären; es bedarf der Einwilligung seines ge-
setzlichen Vertreters. Für diese Einwilligung gilt Abs. 1 entspre-
chend. 

 § 163c. (1) unverändert 
(2) unverändert 
(3) Für Zustimmungen zum Anerkenntnis gelten die Abs. 1 und 2 
entsprechend. 
 
 

§ 163d. (1) Die Mutter oder das Kind können gegen das Aner-
kenntnis bei Gericht Widerspruch erheben. Der Widerspruch gegen 
das Anerkenntnis kann nur innerhalb eines Jahres ab Kenntnis 
erhoben werden. 

 § 163d. (1) Das Kind oder die Mutter, sofern sie einsichts- und 
urteilsfähig sowie am Leben ist, können gegen das Anerkenntnis 
innerhalb von zwei Jahren ab Kenntnis von dessen Rechtswirk-
samkeit bei Gericht Widerspruch erheben. 
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(2) Die beschränkt handlungsfähige Mutter hat den Widerspruch 
selbst zu erklären; er bedarf der Einwilligung ihres gesetzlichen
Vertreters.  Der Widerspruch des gesetzlichen Vertreters des be-
reits mündigen Kindes bedarf dessen Zustimmung. 

  (2) Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange die zum Wider-
spruch berechtigte Person nicht eigenberechtigt ist oder inner-
halb des letzten Jahres der Frist durch ein unvorhergesehenes 
oder unabwendbares Ereignis am Widerspruch gehindert ist. 

§ 163e. (1) unverändert 
(2) Ein zu einem Zeitpunkt, zu dem die Vaterschaft eines anderen 
Mannes feststand, abgegebenes Vaterschaftsanerkenntnis wird je-
doch rechtswirksam, wenn die Mutter den Anerkennenden als Va-
ter bezeichnet und das Kind dem Anerkenntnis zustimmt. Das An-
erkenntnis wirkt ab dem Zeitpunkt seiner Erklärung, sofern die Ur-
kunde oder ihre öffentlich-beglaubigte Abschrift sowie die Urkunden 
über die Bezeichnung des Anerkennenden als Vater und die Zu-
stimmung zum Anerkenntnis dem Standesbeamten zukommen. 
(3) Der Mann, der als Vater feststand, kann gegen das Anerkennt-
nis bei Gericht Widerspruch erheben. § 163d gilt sinngemäß. 
(4) Für minderjährige Kinder hat der Jugendwohlfahrtsträger die 
Zustimmung als gesetzlicher Vertreter zu erklären; er hat hiebei
soweit wie möglich den Willen des Minderjährigen zu berücksichti-
gen. 

 § 163e. (1) unverändert 
(2) Ein zu einem Zeitpunkt, zu dem die Abstammung des Kindes 
von einem anderen Mann feststand, abgegebenes Vater-
schaftsanerkenntnis wird jedoch rechtswirksam, wenn in öffentli-
cher oder öffentlich beglaubigter Urkunde das Kind dem Aner-
kenntnis zustimmt. Ist das Kind nicht eigenberechtigt, so wird 
das Anerkenntnis überdies nur rechtswirksam, wenn die ein-
sichts- und urteilsfähige Mutter selbst den Anerkennenden in der 
genannten Form als Vater bezeichnet. Das Anerkenntnis wirkt 
ab dem Zeitpunkt seiner Erklärung, sofern die über diese Erklä-
rung sowie über die Zustimmung zum Anerkenntnis und, falls er-
forderlich, über die Bezeichnung des Anerkennenden als Vater 
errichteten Urkunden oder ihre öffentlich-beglaubigten Abschrif-
ten dem Standesbeamten zukommen. 
 (3) Der Mann, der als Vater feststand, oder die Mutter, sofern sie 
einsichts- und urteilsfähig sowie am Leben ist und nicht nach 
Abs. 2 den Anerkennenden als Vater bezeichnet hat, kann ge-
gen das Anerkenntnis bei Gericht Widerspruch erheben. 
 (4) Für die Zustimmung des minderjährigen Kindes ist der Ju-
gendwohlfahrtsträger gesetzlicher Vertreter des Kindes. 

§ 164. Das Gericht hat die Rechtsunwirksamkeit des Anerkenntnis-
ses im Verfahren außer Streitsachen festzustellen, wenn gegen 
das Anerkenntnis Widerspruch erhoben wurde, das Anerkenntnis 
den Formvorschriften nicht entspricht, zu unbestimmt ist, ein Ge-
schäftsunfähiger die Vaterschaft anerkannt hat oder ein beschränkt 
Geschäftsfähiger die Vaterschaft ohne Zustimmung seines gesetz-
lichen Vertreters anerkannt hat, es sei denn, diese Zustimmung ist 
nachträglich erklärt worden oder der Anerkennende hat nach Er-
langung der Eigenberechtigung das Anerkenntnis gebilligt. 

 § 164. (1) Das Gericht hat das Anerkenntnis für rechtsunwirk-
sam zu erklären  
 1. von Amts wegen, wenn 
 a) das Anerkenntnis oder - im Fall des § 163e Abs. 2 - die Zu-
stimmung des Kindes oder die Bezeichnung des Anerkennen-
den als Vater durch die Mutter nicht den Formvorschriften ent-
spricht, 
 b) es auf Seite des Anerkennenden oder - im Fall des § 163e 
Abs. 2 - des Kindes oder der Mutter an der Einsichts- und Ur-
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 teilsfähigkeit oder – beim Anerkennenden oder beim Kind – an 
der gesetzlichen Vertretung gemangelt hat, es sei denn, der 
Mangel der gesetzlichen Vertretung ist nachträglich behoben 
worden oder der Anerkennende hat nach Erreichung der Eigen-
berechtigung das Anerkenntnis gebilligt;  
 2. aufgrund eines Widerspruchs, es sei denn, der Anerkennende 
beweist, dass das Kind von ihm abstammt, oder - wenn das Kind 
durch eine medizinisch unterstützte Fortpflanzung mit dem Sa-
men eines Dritten gezeugt worden ist – dass er dem in Form ei-
nes gerichtlichen Protokolls oder Notariatsakts zugestimmt hat;  
 3. auf Antrag des Anerkennenden, wenn er beweist,  
 a) dass sein Anerkenntnis durch List, ungerechte und gegründe-
te Furcht oder Irrtum darüber veranlasst worden ist, dass das 
Kind von ihm abstammt oder dass an der Mutter eine medizi-
nisch unterstützte Fortpflanzung mit seinem Samen oder mit 
seiner Zustimmung mit dem Samen eines Dritten vorgenommen 
wurde, oder  
 b) dass das Kind nicht von ihm abstammt und er erst nachträg-
lich von solchen Umständen Kenntnis erlangt hat, die für die 
Nichtabstammung des Kindes sprechen. 
 (2) Der Antrag nach Abs. 1 Z 3  kann längstens bis zum Ablauf 
von zwei Jahren nach Entdeckung der Täuschung, des Irrtums 
oder der genannten Umstände oder nach Wegfall der Zwangs-
lage erhoben werden. Die Frist beginnt frühestens mit der Ge-
burt des Kindes. 

§ 164a. Die in den §§ 163c bis 164 angeführten Einwilligungen und 
Vertretungshandlungen des gesetzlichen Vertreters bedürfen kei-
ner gerichtlichen Genehmigung. 

  
§ 164a wird aufgehoben 

§ 164b. Die Rechtsunwirksamkeit des Anerkenntnisses ist auf Kla-
ge des Anerkennenden gegen das Kind festzustellen, wenn der 
Anerkennende beweist, daß sein Anerkenntnis durch List, un-
gerechte und gegründete Furcht oder Irrtum darüber veranlaßt 
worden ist, daß er der Mutter innerhalb der gesetzlichen Empfäng-

  
 

§ 164b wird aufgehoben 
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niszeit beigewohnt hat, oder dass solche Umstände vorliegen, die 
die Vermutung seiner Vaterschaft entkräften und die er zur Zeit der 
Anerkennung nicht gekannt hat. Die Klage kann nur binnen Jahres-
frist nach Entdeckung der Täuschung, des Irrtums oder der ge-
nannten Umstände oder nach Wegfall der Zwangslage erhoben 
werden.  
§ 164c. Das Recht zur Klage auf Feststellung der Vaterschaft steht 
zu 
  1. dem unehelichen Kinde gegen den mutmaßlichen Vater; 
  2. dem Mann, dessen Anerkenntnis wegen eines Widerspruchs 
unwirksam geworden ist, gegen das Kind; 
  3. dem Staatsanwalt im öffentlichen Interesse oder im Interesse 
des Kindes oder seiner Nachkommenschaft, wenn zwar bereits ein 
Anerkenntnis vorliegt, aber begründete Bedenken gegen die Vater-
schaft des Anerkennenden bestehen, gegen den mutmaßlich Va-
ter; mit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteiles, mit dem die Vater-
schaft festgestellt wird, wird das Anerkenntnis rechtsunwirksam. 

  
§ 164c wird aufgehoben 

§ 164d. Die in den §§ 163c bis 164c angeführten Rechtshandlun-
gen können auch von den Rechtsnachfolgern der genannten Per-
sonen oder gegen diese gesetzt werden. 

  
§164d wird aufgehoben 

Überschrift vor den §§ 165 bis 168 
Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und unehelichen Kindern 

 Überschrift vor den §§ 165 bis 168 wird aufgehoben 

§ 212. (1) unverändert  
(2) Für die Festsetzung oder Durchsetzung der Unterhaltsansprü-
che des Kindes sowie gegebenenfalls für die Feststellung der Va-
terschaft ist der Jugendwohlfahrtsträger Vertreter des Kindes, wenn 
die schriftliche Zustimmung des sonstigen gesetzlichen Vertreters 
vorliegt.   
(3) unverändert 
(4) unverändert 
(5) unverändert 

 § 212. (1) unverändert  
(2) Für die Festsetzung oder Durchsetzung der Unterhaltsan-
sprüche des Kindes sowie gegebenenfalls in Abstammungsan-
gelegenheiten ist der Jugendwohlfahrtsträger Vertreter des Kin-
des, wenn die schriftliche Zustimmung des sonstigen gesetzli-
chen Vertreters vorliegt. 
(3) unverändert 
(4) unverändert 
(5) unverändert 

§ 213. Ist eine andere Person mit der Obsorge für einen Minderjäh-
rigen ganz oder teilweise zu betrauen und lassen sich dafür Ver-

 § 213. Ist eine andere Person mit der Obsorge für einen Minder-
jährigen ganz oder teilweise zu betrauen und lassen sich dafür 
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wandte oder andere nahe stehende oder sonst besonders geeigne-
te Personen nicht finden, so hat das Gericht die Obsorge dem Ju-
gendwohlfahrtsträger zu übertragen. 
 

Verwandte oder andere nahe stehende oder sonst besonders 
geeignete Personen nicht finden, so hat das Gericht die Obsor-
ge dem Jugendwohlfahrtsträger zu übertragen. 
Gleiches gilt, wenn einem Minderjährigen ein Kurator zu bestel-
len ist. 

§214. (1) unverändert 
(2) Der Jugendwohlfahrtsträger bedarf zu Klagen auf Feststellung 
der Vaterschaft und Leistung des Unterhalts sowie zum Abschluß 
von Vereinbarungen über die Höhe gesetzlicher Unterhaltsleistun-
gen nicht der Genehmigung des Gerichtes. Vereinbarungen über 
die Leistung des Unterhalts eines Minderjährigen, die vor dem Ju-
gendwohlfahrtsträger oder von ihm geschlossen und von ihm beur-
kundet werden, haben die Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches.  
(3) unverändert 

 §214. (1) unverändert 
 (2) Der Jugendwohlfahrtsträger bedarf zum Abschluß von Ver-
einbarungen über die Höhe gesetzlicher Unterhaltsleistungen 
nicht der Genehmigung des Gerichtes. Vereinbarungen über die 
Leistung des Unterhalts eines Minderjährigen, die vor dem Ju-
gendwohlfahrtsträger oder von ihm geschlossen und von ihm 
beurkundet werden, haben die Wirkung eines gerichtlichen Ver-
gleiches.   
(3) unverändert 

§ 281. (1) Einer behinderten Person ist, wenn ihr Wohl nicht ande-
res erfordert, eine geeignete, ihr nahestehende Person, ist sie min-
derjährig, der bisherige gesetzliche Vertreter zum Sachwalter zu 
bestellen. 
(2) unverändert 
(3) unverändert   

 § 281. (1) Einer behinderten Person ist, wenn ihr Wohl nicht an-
deres erfordert, eine geeignete, ihr nahestehende Person,  zum 
Sachwalter zu bestellen. 
(2) unverändert 
(3) unverändert   

§ 283. (1) Für das Erlöschen der Sachwalterschaft oder Kuratel gilt 
der § 249. 
(2) Der Sachwalter oder Kurator ist auf Antrag oder von Amts we-
gen zu entheben, wenn der Pflegebefohlene nicht mehr seiner Hilfe 
bedarf. Die §§ 254 und 257 sind sinngemäß anzuwenden. 
(3) Das Gericht hat im Rahmen seiner Fürsorgepflicht in angemes-
senen Zeitabständen zu überprüfen, ob das Wohl des Pflegebefoh-
lenen die Aufhebung oder Änderung der Sachwalterschaft (Kuratel) 
erfordert. 

 § 283. (1) Der Sachwalter oder Kurator ist auf Antrag oder von 
Amts wegen zu entheben, wenn der Pflegebefohlene nicht mehr 
seiner Hilfe bedarf. § 253 ist sinngemäß anzuwenden. 
(2) Das Gericht hat in angemessenen Zeitabständen zu überprü-
fen, ob das Wohl des Pflegebefohlenen die Aufhebung oder Än-
derung der Sachwalterschaft (Kuratel) erfordert. 
 

§ 730. (1) Gesetzliche Erben sind der Ehegatte und diejenigen Per-
sonen, die mit dem Erblasser in nächster Linie verwandt sind. 
(2) Die Abstammung muß zu Lebzeiten des Erblassers und der die 
Verwandtschaft vermittelnden Personen feststehen oder zumindest 

 § 730. Gesetzliche Erben sind der Ehegatte und diejenigen Per-
sonen, die mit dem Erblasser in nächster Linie verwandt sind. 
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gerichtlich geltend gemacht worden sein. Bei Ungeborenen genügt 
es, daß die Abstammung binnen Jahresfrist nach ihrer Geburt fest-
steht oder gerichtlich geltend gemacht wird. 
§ 757. (1) Der Ehegatte des Erblassers ist neben Kindern des Erb-
lassers und deren Nachkommen zu einem Drittel des Nachlasses, 
neben Eltern des Erblassers und deren Nachkommen oder neben 
Großeltern zu zwei Dritteln des Nachlasses gesetzlicher Erbe. Sind 
neben Großeltern Nachkommen verstorbener Großeltern vorhan-
den, so erhält überdies der Ehegatte von dem restlichen Drittel des 
Nachlasses den Teil, der nach den §§ 739 und 740 den Nachkom-
men der verstorbenen Großeltern zufallen würde. Sind weder ge-
setzliche Erben der ersten oder der zweiten Linie noch Großeltern 
vorhanden, so erhält der Ehegatte den ganzen Nachlaß. 
(2) unverändert 

 § 757. (1) Der Ehegatte des Erblassers ist neben Kindern des 
Erblassers und deren Nachkommen zu einem Drittel des Nach-
lasses, neben Eltern des Erblassers und deren Kindern oder 
neben Großeltern zu zwei Dritteln des Nachlasses gesetzlicher 
Erbe. Sind neben Großeltern Nachkommen verstorbener Groß-
eltern vorhanden, so erhält überdies der Ehegatte von dem rest-
lichen Drittel des Nachlasses den Teil, der nach den §§ 739 und 
740 den Nachkommen der verstorbenen Großeltern zufallen 
würde. Gleiches gilt hinsichtlich jener Erbteile, die den Nach-
kommen verstorbener Geschwister zufallen würden. In den übri-
gen Fällen erhält der Ehegatte den ganzen Nachlass. 
(2) unverändert 

 


